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Normative Anforderungen an den 
Nachweis der Leitungssicherheit
Von Stanislav Daschevski

Das deutsche Regelwerk ist aus ingenieurtechnischer Sicht sehr gehaltvoll, aber auch diversifiziert, was 
sowohl mit der gesetzlichen Struktur als auch mit den jeweiligen regelgebenden Körperschaften, Vereinen 
und Vereinigungen zusammenhängt. Die Frage, was die allgemein anerkannten Regeln der Technik 
für eine Hochdruckleitung sind, beantworten sowohl Juristen als auch Techniker heute gleichlautend, 
nämlich „es kommt drauf an“. Abseits der pragmatischen und baupraktischen Umsetzung stellt sich 
daher die Frage nach der Sicherheit von Hochdruckleitungen rein akademisch. Dieser Fachbericht hat 
den Schwertpunkt der Feststellung der normativen Anforderungen an den Nachweis der Sicherheit von 
Hochdruckleitungen.

Einleitung
Eine Hochdruckleitung ist bestimmungs-
gemäß einem Lastkollektiv ausgesetzt, 
das aus den Lasten des Betriebs wie 
Druck und Temperatur, Lasten aus der 
Verlegung, der Überdeckung, ggf. Ver-
kehrslasten usw. resultiert. Ferner kann 
das Tragverhalten der Leitung über die 
Betriebsdauer infolge von beispiels-
weise Korrosion, Abrasion, Ermüdung, 
Versprödung usw. beeinträchtigt wer-
den. Für die Aufnahme dieser bestim-
mungsgemäßen Lasten sowie Änderun-
gen des Tragverhaltens hat die Leitung 
eine deterministische Bemessungs- 
sicherheit. Aus der statistischen Daten-
erhebung ist allerdings bekannt, dass 
sich trotz dieser Bemessungssicher-
heiten Versagensereignisse an Leitun-
gen ereignen. Wesentliche Ursache für 
Versagensereignisse ist das Eintreten 
nicht bestimmungsgemäßer (oder 
unvorhergesehener) Lasten (Stichwort: 

Havarien). In diesen Fällen treten zusätz-
liche Einwirkungen auf, die auf jeden 
Fall nicht vorgesehen sind und je nach 
Ereignis nicht bemessen sein können. 
Solche nicht bestimmungsgemäßen 
Einwirkungen können und werden im 
Rahmen von probabilistischen Gefähr-
dungsbeurteilungen untersucht. Eine 
Gefährdung ist dann zulässig, wenn 
die Eintretenswahrscheinlichkeit für 
ein bestimmtes Ereignis klein genug 
respektive kleiner als ein Grenzwert 
ist. Dieses Vorgehen stellt aktuell eine 
gängige Praxis dar, doch stellt sich die 
Frage, ob ein probabilistischer Sicher-
heitsnachweis im Resultat ein gleichwer-
tiges Sicherheitsniveau sicherstellt, wie 
die Bemessung nach der deterministi-
schen Sicherheitsphilosophie für die Auf-
nahme bestimmungsgemäßer Lasten. 
Die Beantwortung der Kernfrage nach 
vermeintlicher Gleichwertigkeit eines 
probabilistischen und eines determinis-

tischen Sicherheitsnachweises bedingt 
eine vorangehende und ggf. normative 
Definition von Sicherheit. Und dies wie-
derrum bedingt die Feststellung dessen, 
was normativ –ergo gesetzlich – im Sinne 
der Sicherheit gefordert ist. Der formale 
Ansatz, dass bei Einhaltung von allge-
mein anerkannten Regeln der Technik 
konkludent die Sicherheit gegeben ist, 
ist infolge der unscharfen Definition von 
allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik, die sich ggf. widersprechen können, 
sowie unterschiedlichen Festlegung, was 
die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik im jeweiligen Anwendungsfall 
(respektive Rechtsgebiet) sind, kann 
somit pauschal nicht zutreffend sein. 
Im Rahmen der nachfolgenden Ausfüh-
rungen bezieht sich der Begriff „Hoch-
druckleitung“ auf ortsfeste Leitungen für 
den Transport von Kohlenwasserstoffen, 
Wasserstoff und allgemeinen chemi-
schen Produkten für energetische oder 
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werkstoffliche Nutzung mit einem maxi-
mal zulässigen Druck von über 0,5 bar. 

Rechtsrahmen

Allgemeines
Die Errichtung und der Betrieb von Hoch-
druckleitungen unterliegen in Deutsch-
land unterschiedlichen Rechtsbereichen:

	■ Die öffentliche Energieversorgung 
mit Erdgas (im Wesentlichen Methan, 
bzw. Biomethan) und perspektivisch 
mit Wasserstoff wird in der Bundesre-
publik durch das Energiewirtschafts-
gesetz EnWG geregelt. 

	■ Hochdruckleitungen zur Beförderung 
chemischer Produkte für die natio-
nale Öl- und Kraftstoffversorgung 
sowie Hochdruckleitungen, die der 
Landesverteidigung oder der zwi-
schenstaatlichen Pflichterfüllung 
(z. B. NATO-Vertrag) dienen, unterlie-
gen der Rohrfernleitungsverordnung 
RohrFltgV und dem Produktsicher-
heitsgesetz ProdSG.

	■ Die nationale Erdgas- und Erdölge-
winnung, behälterlose Speicherung 
(Untergrundspeicherung) inkl. der 
dazugehörigen Feldleitungen sowie 
Errichtung und Betrieb von Transit-
Leitungen unterliegen dem Bundes-
berggesetz BbergG.

	■ Hochdruckleitungen für industriel-
le (und ggf. gewerbliche) Zwecke in 
Anlagen – also Betriebsstätten und 
sonstigen ortsfesten Einrichtungen 
– unterliegten einerseits dem Bun-
desimmissionsschutzgesetz BIm-
SchG und andererseits der Betriebs- 
sicherheitsverordnung BetrSichV 
unter dem ProdSG.

Für die Feststellung der normativen 
Anforderungen an die Sicherheit wird 
der jeweilige normative Zusammenhang 
(aus ingenieurtechnischer Sicht auf das 
Wesentliche komprimiert) nachfolgend 
skizziert. Dabei bleiben Sonderregeln 
wie öffentliche Auftragsvergabe nach 
VOB und den mitgeltenden Normen 
sowie Sonderregeln nach Strafgesetz-

buch, die bei Leitungen für die zwi-
schenstaatliche Pflichterfüllung (z. B. 
NATO-Vertrag) herangezogen werden, 
hier unbeachtet.
Eine zusammenfassende und stark ver-
einfachte schematische Darstellung zeigt 
Bild 1.

Rechtsrahmen der öffentlichen 
Gasversorgung

Normativer Zusammenhang 
Die Beförderung von Gas für die öffent-
liche Energieversorgung wird in der 
Bundesrepublik durch das Energie-
wirtschaftsgesetz EnWG geregelt, das 
diverse energiewirtschaftliche und 
binnenmarktpolitische Vorgaben der 
Europäischen Union umsetzt. Für Gas-
hochdruckleitungen mit einem maximal 
zulässigen Betriebsdruck von mehr als 
16 bar wird das EnWG durch die Gas-
hochdruckverordnung GasHDrLtgV 
ergänzt. Darüber hinaus setzt die  

GasH-DrLtgV weitere Richtlinien der 
Europäischen Union zu Berufsqualifika-
tion und Binnenmarktdienstleistungen 
um. Zur Konkretisierung der GasHDrLtgV 
hat das Bundeswirtschaftsministerium 
„Arbeitshilfen der Länder für den Vollzug 
der Verordnung über Gashochdrucklei-
tungen (GasHDrLtgV)“veröffentlicht, die 
durch die zuständigen Landesbehörden 
gemeinsam mit dem DVGW Deutscher 
Verein des Gas- und Wasserfaches e. 
V. erarbeitet wurden. Diese Arbeitshil-
fen nehmen Bezug auf die europäische 
Richtlinie 2014/68/EU (Druckgerätericht-
linie), die über das nationale Gesetz über 
die Bereitstellung von Produkten auf 
dem Markt (Produktsicherheitsgesetz 
- ProdSG) sowie über die nationale Ver-
ordnung (Druckgeräteverordnung - 14. 
ProdSV) national umgesetzt wird.

Allgemein anerkannte Regeln der Technik
Das EnWG fordert über § 49, (1), dass 
die allgemein anerkannten Regeln der 

Bild 1: Schematische Darstellung des Rechtsrahmen für Hochdruckleitungen in Deutschland
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Technik zu beachten sind. Unter § 49, 
(2) wird die Vermutung aufgestellt, dass 
die anerkannten Regeln der Technik 
eingehalten werden, sofern die techni-
schen Regeln des Deutschen Vereins des 
Gas- und Wasserfaches e. V. angewendet 
werden. Darüber hinaus kann die Bun-
desnetzagentur (eine Bundesbehörde 
im Geschäftsbereich des Bundeswirt-
schaftsministeriums und autorisiert 
durch das EnWG § 49) weitere technische 
Sicherheitsregeln festlegen. 
Die GasHDrLtgV fordert über § 2, (1), dass 
die Gashochdruckleitungen nach dem 
Stand der Technik errichtet und betrie-
ben werden. Unter § 2, (2) wird die Ver-
mutung aufgestellt, dass die Errichtung 
und der Betrieb dem Stand der Technik 
entsprechen, sofern die technischen 
Regeln des DVGW angewendet werden.

Sicherheitsforderung 
In Tabelle 1 sind die jeweiligen Formulie-
rungen bezogen auf normative Anforde-
rungen aufgelistet.

Rechtsrahmen der Rohrfernleitungs- 
verordnung 

Normativer Zusammenhang
Den rechtlichen Rahmen für Rohrlei-
tungen, die zum Zwecke der Beförde-
rung von brennbaren Flüssigkeiten und 
chemischen Produkten errichtet und 

betrieben werden, bildet die (Mantel-)
Verordnung 3777 – „Verordnung zur 
Rechtsvereinfachung im Bereich der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
bei der Bereitstellung von Arbeitsmitteln 
und deren Benutzung bei der Arbeit, der 
Sicherheit beim Betrieb überwachungs-
bedürftiger Anlagen und der Organisati-
on des betrieblichen Arbeitsschutzes“ 
unter dem ProdSG, in die in Artikel 4 
die Verordnung über Rohrfernleitungs-
anlagen (Rohrfernleitungsverordnung) 
– im Weiteren RohrFltgV – eingebettet 
ist. Hinsichtlich der gegenständlichen 
RohrFltgV werden die Anforderungen 
der europäischen Richtlinie 2014/68/EU 
(Druckgeräterichtlinie) über das natio-
nale ProdSG sowie über die nationale 
Verordnung14. ProdSV umgesetzt.

Allgemein anerkannte Regeln der Technik
Die RohrFltgV regelt über § 9 Ausschuss 
für Rohrfernleitungen, dass ein Fach-
ausschuss das zuständige Bundesmi-
nisterium in technischen Fragen berät 
und dem Stand der Technik entspre-
chende Regel vorschlägt. Das Bundes-
ministerium veröffentlicht sodann die 
Technischen Regeln für Rohrfernlei-
tungen (TRFL) nach § 9 Absatz 5 der 
Rohrfernleitungsverordnung als eine 
Bekanntmachung. 
Die TRFL (sowie die darin genannten 
anzuwendenden Vorschriften) scheint 

daher somit, nach den Festlegungen der 
RohrFltgV dem Stand der Technik zu ent-
sprechen und die anerkannten Regeln 
der Technik festzulegen.

Sicherheitsforderung 
In Tabelle 2 sind die jeweiligen Formulie-
rungen bezogen auf normative Anforde-
rungen aufgelistet.

Rechtsrahmen der Feldleitungen 

Normativer Zusammenhang
Die nationale Erdgas- und Erdölgewin-
nung sowie eine behälterlose Speiche-
rung (als Untergrundspeicher) und der 
Betrieb von Transit-Rohrleitungen am 
Festlandsockel werden durch das Bun-
desberggesetz BbergG geregelt, das 
durch die Allgemeine Bundesbergver-
ordnung ABBergV ergänzt wird, die die 
Anforderungen einer Vielzahl europäi-
scher Richtlinien hinsichtlich des Gesund-
heits- und Arbeitsschutzes des Personals 
umsetzt. Unterhalb der Bundesebene 
werden bundeslandspezifisch über die 
bundeslandeigene Tiefbohrverordnung 
BVOT bzw. BVT sowie ergänzende Ver-
ordnungen wie beispielsweise Allgemeine 
Bergverordnung über Untertagebetriebe, 
Tagebau und Salinen ABVO weitere Rege-
lungen vorgenommen. 
Die (z. B. niedersächsische) BVOT stellt 
gem. §  12 die Anforderung, dass die 

Normativa Sicherheitsbegriff

EnWG Energieanlagen sind so zu errichten und zu betreiben, dass die technische Sicherheit gewährleistet ist. […] (§49, (1)).

GasHDrLtgV

Gashochdruckleitungen müssen […] nach dem Stand der Technik so errichtet und betrieben werden, dass die Sicherheit der 
Umgebung nicht beeinträchtigt wird und schädliche Einwirkungen auf den Menschen und die Umwelt vermieden werden (§2, (1)).
Gashochdruckleitungen müssen so beschaffen sein, dass sie den zu erwartenden Beanspruchungen sicher standhalten und dicht 
bleiben […] (§3, (1)).

2014/68/EU  
Die europäische Druckgeräterichtlinie fordert die Mitgliedstaaten auf, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, 
dass bei einem bestimmungsgemäßen Gebrauch von Druckgeräten, diese die Gesundheit und Sicherheit von Menschen nicht 
gefährden (in Erwägung stehender Gründe, 49).

ProdSG Das Produktsicherheitsgesetz gefordert, dass Produkte die Sicherheit und Gesundheit von Personen nicht gefährden (§3, (1), 2.).

14. ProdSV In der 14. Produktsicherheitsverordnung werden grundsätzliche Maßnahmen beschrieben, die dem Schutz der Gesundheit und 
Sicherheit der Verbraucher dienen (§ 5, (6)).

Die Arbeitshilfen und das DVGW-Regelwerk nehmen keine Formulierungen vor.

 Tabelle 1: Sicherheitsforderung in der öffentlichen Gasversorgung
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Sicherheit und Gesundheit nach dem Stand der Technik 
gewährleistet werden, und legt über Anlage 2 Kriterien für 
den Stand der Technik fest. Die Benennung eines Regelwerks 
als Stand der Technik ist in der BVOT nicht enthalten. Ferner 
müssen Rohrleitungen zur Beförderung gefährlicher Gase und 
Flüssigkeiten […] entsprechend dem Stand der Technik so 
beschaffen sein und betrieben werden, dass sie durch die auf 
sie wirkenden physikalischen, mechanischen, thermischen 
und chemischen Beanspruchungen nicht beschädigt oder 
undicht werden und ihr funktionssicherer Betrieb nicht beein-
trächtigt wird […] § 45. Darüber hinaus müssen Rohrleitungen 
so geführt (in der Leitungsführung) sein, dass gefährdende 
Einwirkungen auf die Leitungen vermieden werden und von 
den Leitungen ausgehende Gefahren in Schadensfällen mög-
lichst gering bleiben […] § 46.
Die Bundesländer Sachsen-Anhalt, Sachsen und Branden-
burg führen keine eigene bzw. keine bundeslandspezifische 
Tiefbohrverordnung und verweisen auf die niedersächsische 
BVOT. In allen anderen Bundesländern gelten jeweils qua-
siwortgleiche Bestimmungen. Der direkte Kontakt zu den 
jeweiligen Landesämtern zeigt, dass die niedersächsische 
BVOT sowie die ergänzenden Regelungen des niedersäch-
sischen Landesamts für Bergbau Energie und Geologie als 
federführend angesehen werden. 

Allgemein anerkannte Regeln der Technik
Das niedersächsische Landesamt für Bergbau Energie und 
Geologie (LBEG) erlässt Rundverfügungen, in denen es wei-
tere bzw. ergänzende Anforderungen an die Sicherheit stellt. 
Eine Rundverfügung ist zunächst als ein innerbehördlicher 
Verwaltungsakt zu klassifizieren, der zunächst keine bin-
dende Außenwirkung entfaltet. Über die Rundverfügung 
4.7 „Richtlinie für Feldleitungen“ legt das LBEG fest, dass 
Feldleitungen den Stand der Technik einhalten müssen, und 
dass das LBEG davon ausgeht, dass der Stand der Technik 
eingehalten ist, wenn die Rundverfügung 4.7 angewendet 
wird. Die Rundverfügung 4.7 schreibt des Weiteren die Anwen-
dung von TRFL sowie ergänzend und bei Beförderungen von 
trockenem, nicht giftigem und nicht korrosivem Erdgas das 
DVGW-Regelwerk vor.

Sicherheitsforderung 
In Tabelle 3 sind die jeweiligen Formulierungen bezogen auf 
normative Anforderungen aufgelistet.

Rechtsrahmen der Hochdruckleitungen für industrielle Zwecke

Normativer Zusammenhang
Hochdruckleitungen für industrielle Zwecke in Anlagen – also 
Betriebsstätten und sonstigen ortsfesten Einrichtungen – 
unterliegen dem Bundesimmissionsschutzgesetz BImSchG, 
das diverse ökologische Vorgaben der Europäischen Union 

Tabelle 2: Sicherheitsforderung für Rohrfernleitungen

Normativa Sicherheitsbegriff

RohrFltgV
Die Rohrfernleitungsverordnung fordert, dass Rohrfernleitungsanlagen so beschaffen sein und betrieben werden, dass eine Beein-
trächtigung des Wohls der Allgemeinheit vermieden wird und insbesondere schädliche Einwirkungen auf den Menschen und die 
Umwelt nicht zu besorgen sind (§3, (1)).

TRFL Diese Regel ist im Sinne des deterministischen Ansatzes konzipiert, sodass primär Einflüsse, die die Rohrfernleitungsanlage schädigen 
können, vermieden werden (TRFL, Geltungsbereich).

2014/68/EU, ProdSG und 14. ProdSV siehe Tabelle 1

Von der Analyse zur betriebsbereiten 
Erdungsanlage - alles aus einer Hand

HOCHSPANNUNGSBEEINFLUSSUNG
Analyse und Bewertung der Beeinflussung durch 
benachbarte Hochspannungsanlagen
  » Prüfung der Notwendigkeit  » Abschätzung und Berechnung der Hochspannungsbeein-
flussung

ERDERPLANUNG
Ableitung konkreter Maßnahmen aus der 
Beeinflussungsberechnung

  » Planung von Erdungsanlagen gemäß DVGW GW 22  » Berücksichtigung und Auslegung aller erforderlichen 
Komponenten

ERDERBAU
Umsetzung der geplanten Maßnahmen

  » Installation und Inbetriebnahme von Erdungsanlagen  » Sicherstellung von Anlagen- und Personenschutz

IHR VORTEIL
www.martin-gmbh.de

Durchgängige Bearbeitung von der 
Analyse bis zur Umsetzung

-Anzeige-
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umsetzt. Bei genehmigungspflichtigen 
Anlagen wird das BImSchG durch die 
vierte Verordnung zur Durchführung 
des Bundesimmissionsschutzgesetz 4. 
BImSchV ergänzt, die die Vorgaben der 
Europäischen Union zur Reduzierung 
von Industrieemissionen umsetzt. Dar-
über hinaus wird das BImSchG durch 
die zwölfte Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bundesimmissionsschutzge-
setz (Störfallverordnung) 12. BImSchV 
ergänzt, die z. B. durch Definition von 
Betreiberpflichten für die Vermeidung 
von Störfällen sorgt. 
Daneben ist das Gesetz über die Bereit-
stellung von Produkten auf dem Markt 
(Produktsicherheitsgesetz - ProdSG) 
sowie die nationale Verordnung 14.  Ver-
ordnung zum Produktsicherheitsgesetz 
(Druckgeräteverordnung - 14. ProdSV) 
anzuwenden, die die Vor-gaben der 
europäischen Richtlinie 2014/68/EU – 
Druckgeräterichtlinie umsetzen. Aus der 
Anwendung des ProdSG und des BIm-
SchG mit o.g. mitgeltenden Verordnungen 
resultiert die Anwendung der Betriebssi-
cherheitsverordnung BetrSichV, die über 
die Mantelverordnung 49 (Verordnung zur 
Neuregelung der Anforderungen an den 
Arbeitsschutz bei der Verwendung von 

Arbeitsmitteln und Gefahrstoffen) veröf-
fentlicht wurde. Die BetrSichV dient dem 
Schutz und der Sicherheit von Beschäf-
tigen bei Verwendung von Arbeitsmit-
teln. Die BetrSichV und die 12. BImSchV 
(Störfallverordnung) werden durch die 
Gefahrenstoffverordnung GefStoffV, die 
auf Grundlage des Chemikaliengesetzes 
ChemG erlassen wurde und den Men-
schen und die Umwelt von stoffbeding-
ten Schädigungen schützen soll, ergänzt.
Das BImSchG fordert über § 5, (2), 2, dass 
Vorsorgemaßnahmen gegen schädliche 
Umweltauswirkungen dem Stand der 
Technik entsprechen müssen. Die dem 
Gesetz unterliegende Verordnung 12. 
BImSchV fordert über § 3, (4), dass die 
Beschaffenheit und der Betrieb der Anla-
gen des Betriebsbereichs dem Stand der 
Sicherheitstechnik entsprechen müssen. 
Die ChemG  GefStoffV fordert z. B. bei 
Brand- und Explosionsgefährdungen bei 
Herstellung, Verarbeitung und Beseiti-
gung von Gefahrstoffen (1.6, (1), 2; 1.6, 
(1), 3; 2.3, (3) usw.) die Einhaltung des 
Standes der Technik.

Allgemein anerkannte Regeln der Technik
Der normative Rahmen definiert die all-
gemein anerkannten Regeln der Technik 

nicht. Einschlägig ist die Normreihe DIN 
EN 13480 ff., die erklärt, die Anforderun-
gen der 14. ProdSV umzusetzen.

Sicherheitsforderung 
In Tabelle 4 sind die jeweiligen Formulie-
rungen bezogen auf normative Anforde-
rungen aufgelistet.

Sicherheitsbegriff aus der Normativa
Die Forderung nach Sicherheit ist in den 
jeweiligen Rechtsrahmen im Wortlaut 
unterschiedlich und adressiert verschie-
dene Schutzgüter und ist innerhalb eines 
Rechtsrahmens nicht in jedem Fall in sich 
konsistent. Einerseits wird die Sicherheit 
von Personen und Umwelt und anderer-
seits die technische Sicherheit der Hoch-
druckleitungen respektive der Anlagen 
gefordert. Dabei ist festzustellen, dass 
diese Forderungen nicht kongruent sein 
können, da Betriebszustände existieren, 
bei denen die technische Sicherheit zwar 
gegeben ist, jedoch eine Gefahr für Per-
sonen und/oder Umwelt bestehen kann. 
Dies ist bei der RohrFltgV, die Sicherheit 
der Menschen und die Umwelt fordert, 
und der TRFL, die technische Sicherheit 
der Anlagen fordert, der Fall. Dasselbe ist 
bei BBergG und der BVOT festzustellen.

Tabelle 3: Sicherheitsforderung für Rohrfernleitungen

Normativa Sicherheitsbegriff

BBergG
Zweck dieses Gesetzes ist es, […] die Sicherheit der Betriebe und der Beschäftigten des Bergbaus zu gewährleisten sowie (§1, 2)) 
die Vorsorge gegen Gefahren, die sich aus bergbaulicher Tätigkeit für Leben, Gesundheit und Sachgüter Dritter ergeben, zu verstär-
ken und den Ausgleich unvermeidbarer Schäden zu verbessern. (§1, 3)).

ABBergV

Diese Verordnung regelt die Sicherheit und den Gesundheitsschutz sowie den Umweltschutz bei […] (§1, (1)).

Zur Gewährleistung der Sicherheit und zum Schutz der Gesundheit der Beschäftigten hat der Unternehmer die jeweils erforderli-
chen Maßnahmen des Arbeitsschutzes unter Berücksichtigung der die Arbeit berührenden
Umstände zu treffen. […] (§2, (1)).

BVOT (NI)

Rohrleitungen zur Beförderung gefährlicher Gase und Flüssigkeiten sowie von Sole und Lagerstättenwasser müssen entsprechend 
des Stands der Technik so beschaffen sein und betrieben werden, dass sie durch die auf sie wirkenden physikalischen, mechani-
schen, thermischen und chemischen Beanspruchungen nicht beschädigt oder undicht werden und ihr funktionssicherer Betrieb 
nicht beeinträchtigt wird […] (§45, (1)).
Rohrleitungen für die in § 45 Abs. 1 genannten Stoffe müssen so geführt sein, dass gefährdende Einwirkungen auf die Leitungen 
vermieden werden und von den Leitungen ausgehende Gefahren in Schadensfällen möglichst gering bleiben […] (§46, (1)).

Rundverfügung 4.7

Feldleitungen müssen so beschaffen sein und betrieben werden, dass sie durch die auf sie einwirkenden Beanspruchungen nicht 
beschädigt werden, nicht undicht werden und ihr funktionssicherer Betrieb nicht beeinträchtigt wird. Dabei sind die mechani-
schen, thermischen, chemischen und physikalischen Beanspruchungen zu berücksichtigen, denen die Feldleitungen unterliegen. 
(3.).

2014/68/EU, ProdSG und 14. ProdSV siehe Tabelle 1
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Solche Inkonsistenzen außerachtlas-
send stellt man im Weiteren fest, dass 
der ganzen Normativa keine einheitliche 
Definition von „Sicherheit“ zu entneh-
men ist, lediglich in dem Bezug: Sicher-
heit ist gegeben, wenn die „anerkannten 
Regeln der Technik“ eingehalten wer-
den, der wiederum unscharf bzw. unter-
schiedlich belegt ist. Mit der Forderung, 
Sicherheit einzuhalten bzw. sicherzu-
stellen, ohne einheitlich zu definieren, 
was Sicherheit oder sicherer Zustand 
ist, kann der Ingenieur gar nicht fest-
stellen, ob eine Hochdruckleitung (oder 
beliebiges Ingenieurbauwerk) sicher 
ist und den gesetzlichen Anforderun-
gen genügt. Dabei ist es unabdingbar, 
Sicherheit bzw. einen sicheren Zustand 
trotz augenscheinlicher Trivialität zu 
definieren. Mangels einer Definition, was 
Sicherheit ist, stellen sich viele Fragen, 
wie beispielweise:
a.	 Ist Sicherheit gewährleistet, nur 

wenn kein Risiko besteht? 
b.	 Ist Sicherheit gewährleistet, wenn 

kein unzumutbares Risiko besteht? 
(Wenn ja, was ist ein unzumutbares 
Risiko?)

c.	 Ist Sicherheit gewährleistet, wenn 
kein unzumutbares Risiko besteht 
und Schadensfreiheit vorliegt? 

d.	 Ist Sicherheit gewährleistet, wenn 
ein unzumutbares Risiko besteht 
und Schadensfreiheit vorliegt? 

e.	 Ist Sicherheit gewährleistet, wenn 
ein unzumutbares Risiko besteht 
und keine Schadensfreiheit vorliegt?

Sicherheitsbegriff aus dem 
Regelwerk
Die Normativa scheinen den Ingenieuren 
einen Ermessensspielraum zu geben, den 
Begriff Sicherheit zu definieren. Der Inge-
nieur muss scheinbar an dieser Stelle kei-
nem Gesetz gerecht werden. In der ISO/
IEC GUIDE 51:2014 wird bezüglich dieser 
Fragestellung Folgendes definiert: 

	■ 3.14 Safety – freedom from risk, which 
is not tolerabel

	■ 3.15 Tolerable Risk – level of risk that 
is accepted […]

	■ 4.1 The Term „safe“ is often under-
stood as being protected from all 
hazards. However, this is misunder-
standig: „safe“ […] is state of being 
protected from recognized hazards 
that are likely to cause harm.

Demnach sei Sicherheit, die Freiheit von 
nicht tolerablen bzw. nicht akzeptablen 
Risiken und ein sicherer Zustand dann 
gegeben, wenn bekannten Risiken aus-
reichend vorgebeugt wird. Die Folgefrage 
nach tolerablen und akzeptablen Risiken 
lässt sich für die Öl- und Erdgasindust-
rie mit einer weiteren Norm, DIN EN ISO 
16708, beantworten, in der für unter-
schiedliche Risiken Grenzwerte vorge-
schlagen werden. 
Doch nur weil der Begriff Sicherheit in den 
jeweiligen Gesetzen nicht definiert ist, 
bedeutet es nicht, dass man sich in einem 
rechtsfreien Definitionsvakuum befindet. 
Denn die zuvor detailreich erläuterten 
Normativa werden durch das sogenann-

te Richterrecht als Rechtsfortbildung 
ergänzt bzw. erweitert.

Sicherheitsbegriff aus dem 
Richterrecht
Das Richterrecht – aus der Sicht eines 
Ingenieurs – ist nicht immer im eigent-
lichen Sinne hilfreich. Denn eine richter-
liche Entscheidung ist fallspezifisch und 
hängt unweigerlich von der Qualität der 
Vorträge der Parteien und/oder von der 
Beurteilung des Sachverständigen ab. 
Daher trifft man gelegentlich auf wider-
sprüchliche richterliche Entscheidungen. 
Nachfolgend greife ich jedoch ausschließ-
lich solche Fälle auf, die im Rahmen der 
Fragestellung wesentlich und federfüh-
rend sind:

	■ 7 MS 69/11 – Baustopp NEL: Hier 
wurde zunächst eine Gashochdruck-
leitung in der Nähe einer Grundschule 
geplant, wogegen Betroffene gericht-
lich vorgegangen sind. Das Gericht 
bemängelte das Fehlen einer geeig-
neten Risikobewertung. Damit hat das 
Gericht nicht gesagt, dass eine Gas-
hochdruckleitung (gemäß ihrer deter-
ministischen Auslegung) unsicher sei, 
sondern indirekt verlangt, dass das 
Risiko für das Schutzgut „Mensch“ zu 
ermitteln und zu bewerten gilt. 

	■ 2 BvL 8/77– Kalkar-Urteil: Hier hat 
das Gericht akzeptiert, dass es bei 
der Nutzung von Technik (in dem 
Fall Kernenergie) ein Restrisiko gibt, 
das nicht vollständig ausgeschlossen 
werden kann. Ein hinreichend gerin-

Tabelle 4: Sicherheitsforderung für industrielle Hochdruckleitungen

Normativa Sicherheitsbegriff

BImSchG
Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Wild- und Nutztiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre, das Klima sowie 
Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkun-
gen vorzubeugen (§1, (1)).

ChemG Zweck des Gesetzes ist es, den Menschen und die Umwelt vor schädlichen Einwirkungen gefährlicher Stoffe und Gemische zu schützen 
[…] sie abzuwenden und ihrem Entstehen vorzubeugen (§1).

GefStoffV Ziel dieser Verordnung ist es, den Menschen und die Umwelt vor stoffbedingten Schädigungen zu schützen […] (§1, (1)). 

BetrSichV […] Ziel dieser Verordnung ist es, die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von Beschäftigten bei der Verwendung von 
Arbeitsmitteln zu gewährleisten (§1, (1).

4. BImSchV, 12. BImSchV nehmen keine Formulierungen vor
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ges und daher zumutbares Risiko sei 
verfassungsrechtlich tragbar.

	■ 4 C 19/09 – OPAL-Urteil: Das Gericht 
hat festgestellt, dass die Gewährleis-
tung der technischen Sicherheit nicht 
verlangt, dass jedes Restrisiko ausge-
schlossen ist und bestätigt, dass eine 
angesetzte Versagenswahrscheinlich-
keit einer Gashochdruckleitung von 
1 : 1.000.000 dem Restrisiko angehört, 
und damit als angesetzter Grenzwert 
für ein zumutbares Risiko nicht zu 
beanstanden ist.

Conclusio und Ausblick
Der Rechtsrahmen verlangt im Wesentli-
chen, dass die Sicherheit vom Schutzgut 
„Mensch“ trotz Nutzung von Hochdruck-
leitungen gewährleistet wird, lässt jedoch 
zunächst offen, was unter Sicherheit zu 
verstehen ist. Diese augenscheinliche 
Lücke wird ingenieurtechnisch durch 
entsprechende Normen geschlossen und 
in den wesentlichen Urteilen bestätigt. 
Nun – was bedeutet das konkret? Konkret 

bedeutet es, dass die Frage nach Sicher-
heit nicht alleinig durch eine determinis-
tische Auslegung einer Leitung sicher-
gestellt ist. Vielmehr ist die Frage nach 
Sicherheit ergänzend zu beantworten, 
und zwar überall dort, wo das Schutzgut 
„Mensch, Umwelt usw.“ vorrangig wird 
und die bloße technische Sicherheit der 
Leitung nicht mehr das alleinige Kriteri-
um darstellt. Dazu können probabilisti-
sche Ansätze helfen, das zumutbare bzw. 
akzeptable Risiko zu definieren.
Nach der Darstellung des rechtlichen Rah-
mens und der Begriffsbestimmung zur 
Sicherheit und dem akzeptablen Risiko 
einer Gashochdruckleitung drängen sich 
die nächsten Fragen nach einer konkre-
ten Einordnung der Risikoabwägung in 
der technischen Auslegung auf. Einige 
der Folgefragen lauten: Wieviel „Quasi-
Probabilistik“ ist bereits in den determi-
nistisch geprägten technischen Regeln 
des allgemeinen Standes der Technik ent-
halten? Sollte das technische Regelwerk 
als ein wesentliches Element des gesetz-
lichen Rahmens und der täglichen Arbeit 
zahlreicher Hochdruckleitungsbetreiber 
durch den Ausweis und eine Bewertung 
des akzeptablen Risikos ergänzt werden?

Addendum
Dass die Gesetzgebung und die allge-
mein anerkannten Regeln der Technik 
sich stetig weiterentwickeln, stellen wir 
im Zusammenhang mit den Rohrleitun-
gen für den Transport von Kohlendioxid 
im Hintergrund des im November 2025 
novellierten Gesetzes KSpTG  fest. Das 
Gesetz ermöglicht erstmalig die Geneh-
migung von Kohlendioxidleitungen über 
eine Planfeststellung bzw. Plangeneh-
migung entsprechend des EnWG und 
eröffnet somit ein weiteres Verfahren 
zum BImSchG. Das KSpTG  legt – analog 
zum EnWG – fest, dass die Anlagen so zu 
errichten und zu betreiben sind, dass die 
technische Sicherheit gewährleistet ist. 
Dabei sind die allgemein anerkannten 
Regeln der Technik zu beachten. Ferner 
gilt auch hier die Vermutungsklausel, 
dass die Einhaltung der allgemein aner-

kannten Regeln der Technik gewähr-
leistet ist, wenn das entsprechende 
DVGW-Regelwerk angewendet wird. 
Des Weiteren legt das KSpTG fest, dass 
sicherheitstechnische Aspekte in einer 
(zu erstellenden) Verordnung festzulegen 
sind. Es gilt daher abzuwarten, in welcher 
Detailtiefe die sicherheitstechnischen 
Anforderungen erscheinen und ob in die-
sem Zusammenhang weitere allgemein 
anerkannte Regeln der Technik festgelegt 
werden.
Ein technisches Regelwerk zur Planung, 
Bau existiert bereits über die C-Reihe des 
DVGW und ist als allgemein anerkann-
te Regel der Technik in der Normativa 
festgelegt (Vermutungsklausel). Weitere 
Technische Regelwerke (z. B. ISO 27913, 
AD 2000-Regelwerk usw.) finden dabei 
in den jeweiligen DVGW-Arbeitsblättern 
DVGW C 463 (A) und DVGW C 260 (A) 
Erwähnung. Eine schematische Darstel-
lung des Rechtsrahmen sei auch hier 
beigefügt, siehe Bild 2. 
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Bild 2: Schematische Darstellung der 
Normativa für Kohlendioxidleitungen
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